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Nr.  Behörde/Träger öffentlicher Belange / Öffentlichkeit Datum 
1 Landratsamt Main-Tauber-Kreis 11.09.2025 
2 Regierungspräsidium Stuttgart 10.09.2025 
3 Regierungspräsidium Freiburg Landesamt für Geologie, Rohstoffe und Bergbau 15.08.2025 
4 Regierungspräsidium Freiburg Forstdirektion 12.09.2025 
5 Bundesamt für Infrastruktur, Umweltschutz und Dienstleistungen der Bundeswehr 30.07.2025 
6 Polizeipräsidium Heilbronn 04.08.2025 
7 Netze BW GmbH 11.08.2025 
8 Regionalverband Heilbronn-Franken 11.09.2025 
9 Stadtwerk Tauberfranken GmbH 05.08.2025 
10 Transnet BW GmbH 12.08.2025 
11 Stadt Külsheim 06.08.2025 
12 Gemeinde Königheim 08.08.2025 
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Nr. Behörde Datum Anregung Abwägung des gemeinsamen 
Ausschusses der 
vereinbarten Verwaltungs-
gemeinschaft 

Beschlussvorschlag 

1 Landratsamt 
Main-Tauber 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

07.03.25 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

Allgemein  
Es wird in den Unterlagen mehrmals der 
Bebauungsplan „Solarpark Dienstadt“ beschrieben. 
Die vorgelegten Unterlagen beziehen sich jedoch 
auf die Flächennutzungsplanänderung. Wir bitten 
um Berichtigung der Angaben. 
 
Abwasserbeseitigung 
Die Niederschlagswasserbeseitigung hat nach der 
„Verordnung des Umweltministeriums über die 
dezentrale Beseitigung von Niederschlagswasser“ 
zu erfolgen. 
 
Altlasten  
Wir weisen darauf hin, dass das Flst.-Nr. 2347 im 
Plangebiet auf Gemarkung Dienstadt derzeit im 
Bodenschutz- und Altlastenkataster als „AA 
Mülldeponie Gewann Offental“ mit dem Handlungs 
bedarf „B (Belassen) – Entsorgungsrelevanz 
(Beseitigung od. Verwertung)“ erfasst ist. 
 
Dies bedeutet, dass eine Gefährdung der 
nachgelagerten Schutzgüter (Wasser, Boden, Luft) 
nicht zu besorgen und eine Beeinträchtigung des 
Wohls der Allgemeinheit somit nicht gegeben ist 
(vgl. § 9 Abs. 1 BBodSchG). Jedoch können bei 
Eingriffen in den Boden bodenfremde Materialien 

 
Zur Kenntnis genommen 
 
 
 
 
 
 
Das Niederschlagswasser 
versickert der Verordnung 
entsprechend flächenhaft im 
Plangebiet. 
 
 
Zur Kenntnis genommen 
 
 
 
 
 
 
Wenn bodenfremde Materialien 
gefunden werden, müssen die 
Maßnahmen abgestimmt 
werden. 
 
 

Die Stellungnahme des 
Landratsamtes 
Main-Tauber-Kreis vom 
11.09.2025 wird zur 
Kenntnis genommen. 
 
Die Abwägung der 
Stellungnahme des 
Landwirtschaftsamtes 
wird bereits in den FNP 
übernommen. Die 
Erzeugung von Strom 
durch erneuerbare 
Energien liegt im 
überragenden 
öffentlichen Interesse 
und dient der öffentlichen 
Sicherheit und ist bei der 
Abwägung Vorrang zu 
gewähren. Es ist nach 
dem Kriterienkatalog nur 
die Vorrangflur I ein 
Ausschlusskriterium. 
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Nr. Behörde Datum Anregung Abwägung des gemeinsamen 
Ausschusses der 
vereinbarten Verwaltungs-
gemeinschaft 

Beschlussvorschlag 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

oder verunreinigte Aushubmaterialien 
(organoleptisch auffälliges Material) angetroffen 
werden. Diese müssen von unbelasteten 
Materialien getrennt werden. Ist dies der Fall, so 
sind die Arbeiten einzustellen und der weitere 
Handlungsbedarf mit der unteren Bodenschutz- und 
Altlastenbehörde abzustimmen. Die Festlegung des 
Entsorgungsweges bzw. die Wiederverwendung von 
Aushubmaterial nach vorheriger Durchführung einer 
chemischen Analyse sowie die baubegleitende 
Aushubkontrolle durch einen erfahrenen Gutachter 
bleiben dann vorbehalten. 
 
Diese Auskunft erfolgt ausgehend von derzeitigen 
Erkenntnissen, aus den Angaben kann kein 
Rechtsanspruch abgeleitet werden. 
 
Bodenschutz 
Wir weisen darauf hin, dass nach § 2 Absatz 3 
Landes- Bodenschutz- und Altlastengesetz für 
Vorhaben, bei denen auf nicht versiegelten, nicht 
baulich veränderten oder unbebauten Flächen von 
mehr als 0,5 Hektar auf den Boden eingewirkt wird, 
durch den Vorhabensträger für die Planung und 
Ausführung des Vorhabens zur Gewährleistung 
eines sparsamen, schonenden und 
haushälterischen Umgangs mit Boden ein 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Zur Kenntnis genommen 
 
 
 
 
Zur Kenntnis genommen 
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Nr. Behörde Datum Anregung Abwägung des gemeinsamen 
Ausschusses der 
vereinbarten Verwaltungs-
gemeinschaft 

Beschlussvorschlag 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
11.09.25 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

Bodenschutzkonzept zu erstellen. Dieses ist mit den 
Antragsunterlagen zum Bauverfahren vorzulegen. 
 
Naturschutz  
Die Stellungnahme des Umweltschutzamtes, 
Sachgebiet Naturschutz zur frühzeitigen Beteiligung 
zum Bebauungsplan „Solarpark Dienstadt“, 
Gemarkung Dienstadt, Stadt Tauberbischofsheim, 
ist zu beachten. 
 
Wasserwirtschaft, Bodenschutz, Altlasten 
Auf die im Rahmen der frühzeitigen Beteiligung 
vorgebrachten Belange wird verwiesen. Diese 
werden gemäß der vorgelegten Abwägungstabelle 
zur Kenntnis genommen und in der weiteren 
Planung beachtet. 
 
Gegen den Entwurf der 33. Änderung des 
Flächennutzungsplans „Solarpark Dienstadt“ der 
vereinbarten Verwaltungsgemeinschaft 
Tauberbischofsheim, Großrinderfeld, Königheim, 
Werbach bestehen seitens des Sachgebiets 
Wasserwirtschaft, Bodenschutz, Altlasten keine 
grundsätzlichen Bedenken. 
 
 
 

 
 
 
 
Zur Kenntnis genommen 
 
 
 
 
 
 
Zur Kenntnis genommen 
 
 
 
 
 
Zur Kenntnis genommen 
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Nr. Behörde Datum Anregung Abwägung des gemeinsamen 
Ausschusses der 
vereinbarten Verwaltungs-
gemeinschaft 

Beschlussvorschlag 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

Naturschutz 
Die Stellungnahme des Umweltschutzamtes, 
Sachgebiet Naturschutz zum Entwurf des 
Bebauungsplans „Solarpark Dienstadt“ ist zu 
beachten. 
 
Landwirtschaft 
Der geplante Solarpark Dienstadt liegt überwiegend 
in der Vorbehaltsflur I, etwas weniger als die Hälfte 
liegt in Vorbehaltsflur II. Daher handelt es sich hier 
um landbauwürdige und überwiegend 
landbauwürdige Flächen, die nicht überbaut werden 
sollten. Eine nachhaltige Landwirtschaft, die ihre 
Aufgabe auch im öffentlichen Interesse wahrnimmt, 
ist auf gute Produktionsstandorte unabdingbar 
angewiesen, um ökonomisch und ökologisch 
produzieren zu können. 
 
Weiterhin weisen wir auf den deutlich geringeren 
Flächenverlust bei einer Planung von Agri-PV 
Anlagen gegenüber Freiflächen-PV-Anlagen hin, die 
bei nur 15% Flächenversiegelung circa 70% des 
Stromertrages gegenüber einer Freiflächen-PV-
Anlage liefert. So könnte zwischen den PV-Tracker 
Modulreihen weiterhin landwirtschaftliche Nutzung 
stattfinden. 
 

 
Zur Kenntnis genommen. 
Im Rahmen des B-Planes wird 
der Hinweis bearbeitet. Dies hat 
keine Auswirkung auf den 
Flächennutzungsplan.  
 
Zur Kenntnis genommen 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Zur Kenntnis genommen 
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Nr.  Behörde Datum Anregung Abwägung des gemeinsamen 
Ausschusses der 
vereinbarten 
Verwaltungsgemeinschaft 

Beschlussvorschlag 

2 Regierungs-
präsidium 
Stuttgart 

06.03.25 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

Stabsstelle Energiewende, Windenergie und 
Klimaschutz 

1.) Der Einsatz erneuerbarer Energien ist aus 
Klimaschutzgesichtspunkten von hoher 
Bedeutung. Auch geringe Beiträge sind 
nach § 3 Absatz 1 Satz 2 KlimaG BW 
wichtig. Dies trägt der Tatsache Rechnung, 
dass der Beitrag einzelner Maßnahmen 
zum Klimaschutzziel verhältnismäßig klein 
sein kann. Die Klimaschutzziele können nur 
erreicht werden, wenn der Klimaschutz auf 
allen Ebenen engagiert vorangetrieben und 
konkrete Maßnahmen umgesetzt werden 
(vgl. dazu auch Beschluss des BVerfG vom 
24. März 2021, Az. 1 BvR 2656/18 u.a.). 
 

2.) Nach § 1 Absatz 5 Baugesetzbuch sollen 
die Bauleitpläne insbesondere dazu 
beitragen, den Klimaschutz und die 
Klimaanpassung zu fördern. Nach § 1a 
Absatz 5 Baugesetzbuch soll bei der 
Aufstellung der Bauleitpläne den 
Erfordernissen des Klimaschutzes sowohl 
durch Maßnahmen, die dem Klimawandel 
entgegenwirken, als auch durch solche, die 

 
 
Zur Kenntnis genommen. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Zur Kenntnis genommen. 
 
 
 
 
 
 
 
 

Die Stellungnahme 
vom 
Regierungspräsidium 
Stuttgart vom 
10.09.2025 wird zur 
Kenntnis genommen.  
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Nr.  Behörde Datum Anregung Abwägung des gemeinsamen 
Ausschusses der 
vereinbarten 
Verwaltungsgemeinschaft 

Beschlussvorschlag 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

der Anpassung an den Klimawandel dienen, 
Rechnung getragen werden. 

3.) Nach § 10 Absatz 1 KlimaG BW müssen die 
Treibhausgasemissionen in Baden-
Württemberg bis zum Jahr 2030 um 
mindestens 65 Prozent gegenüber dem 
Stand von 1990 reduziert werden. Bis zum 
Jahr 2040 wird über eine schrittweise 
Minderung Netto-Treibhausgasneutralität 
(„Klimaneutralität“) angestrebt. 
 

4.) Die besondere Bedeutung erneuerbarer 
Energien ist in § 2 des Erneuerbare-
Energien-Gesetzes (EEG) verankert. Auch 
gemäß § 22 Nummer 2 KlimaG BW kommt 
den erneuerbaren Energien sowie dem 
Verteilnetzausbau besondere Bedeutung 
zu. Die Errichtung und der Betrieb von 
Anlagen zur Erzeugung von Strom oder 
Wärme aus erneuerbaren Energien und der 
dazugehörigen Nebenanlagen sowie die 
Errichtung, der Betrieb und die Änderung 
der Stromverteilnetze und der für deren 
Betrieb notwendigen Anlagen (soweit dies 
für die Errichtung und den Betrieb der 
Erzeugeranlagen und den Ausbau der 
Elektromobilität erforderlich ist) liegen im 

 
 
Zur Kenntnis genommen. 
 
 
 
 
 
 
 
 
Zur Kenntnis genommen. 
Wird bei der Abwägung 
berücksichtigt. 
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Nr.  Behörde Datum Anregung Abwägung des gemeinsamen 
Ausschusses der 
vereinbarten 
Verwaltungsgemeinschaft 

Beschlussvorschlag 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

überragenden öffentlichen Interesse und 
dienen der öffentlichen Sicherheit. Durch 
diese gesetzliche Festlegung werden diese 
Maßnahmen in der Abwägung mit anderen 
Schutzgütern entsprechend ihrer 
Bedeutung für die öffentliche Sicherheit und 
bei der Verwirklichung des 
Landesklimaschutzziels höher gewichtet 
und ihnen wird in der Regel ein Vorrang 
eingeräumt, wobei die Umstände des 
Einzelfalls in den Abwägungs- und 
Ermessensentscheidungen zu 
berücksichtigen sind. Gemäß § 3 Absatz 1 
Satz 4 KlimaG BW sollen insbesondere bei 
energiebedingten Treibhausgasemissionen 
das Vermeiden und Verringern der 
Emissionen in erster Linie durch Einsparung 
sowie effiziente Bereitstellung, 
Umwandlung, Nutzung und Speicherung 
von Energie sowie durch den Ausbau und 
die Nutzung erneuerbarer Energien erreicht 
werden. Diese Maßnahmen haben 
besondere Bedeutung, auch wenn es sich 
im Einzelfall um geringe Beiträge zur 
Treibhausminderung handelt (siehe § 3 
Absatz 1 Satz 2 KlimaG). Dies ergibt sich 
aus dem Umstand, dass ca. 90 Prozent der 
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Nr.  Behörde Datum Anregung Abwägung des gemeinsamen 
Ausschusses der 
vereinbarten 
Verwaltungsgemeinschaft 

Beschlussvorschlag 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

Treibhausgasemissionen energiebedingt 
sind. 

5.) Um die Klimaschutzziele nach § 10 Absatz 
1 KlimaG BW zu erreichen, kommt es 
entsprechend des Zielszenarios aus dem 
Forschungsvorhaben „Sektorziele 2030 und 
Klimaneutrales Baden-Württemberg 2040“ 1 
wesentlich darauf an, sowohl den 
Energieverbrauch deutlich zu reduzieren als 
auch den Ausbau der erneuerbaren 
Energien in allen Bereichen deutlich 
voranzutreiben. Bei der Stromerzeugung 
durch erneuerbare Energien bedarf es einer 
Erhöhung des Anteils an der 
Bruttostromerzeugung von 35,9 Prozent im 
Jahr 2022 (erste Abschätzung) auf 82 
Prozent im Jahr 2030 (das entspricht mehr 
als einer Verdopplung innerhalb von 
weniger als zehn Jahren) und auf 98 
Prozent im Jahr 2040. Bezogen auf die 
Potenziale in Baden-Württemberg kommt 
dabei dem Ausbau der Stromerzeugung 
durch Photovoltaikanlagen neben dem 
Ausbau der Windkraft eine Schlüsselrolle 
zu. Der Anteil an der Bruttostromerzeugung 
soll entsprechend des Zielszenarios bis 
zum Jahr 2030 auf 41 Prozent anwachsen. 

 
 
Zur Kenntnis genommen. 
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Nr.  Behörde Datum Anregung Abwägung des gemeinsamen 
Ausschusses der 
vereinbarten 
Verwaltungsgemeinschaft 

Beschlussvorschlag 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

Die installierte Erzeugungsleistung aus 
Photovoltaik wird im genannten 
Energieszenario für das Jahr 2030 in einer 
Größenordnung von über 24.000 MW 
veranschlagt. Im Jahr 2022 betrug die 
installierte Erzeugungsleistung aus 
Photovoltaik in Baden-Württemberg 8.314 
MW3.  
 
Legt man bei der Frage des Ausbaubedarfs 
für die Stromerzeugung durch Photovoltaik 
das Zielszenario zugrunde, so ist in den 
nächsten Jahren eine deutliche Steigerung 
der Zubauraten von Nöten. Im Zielszenario 
wird im Zeitraum von 2022 bis 2025 ein 
mittlerer jährlicher Bruttozubau von 1150 
MW angenommen, zwischen 2026 und 
2030 von jährlich 2530 MW sowie im 
Zeitraum von 2031 bis 2040 von 2750 MW 
pro Jahr. Der größere Anteil soll dabei durch 
Photovoltaikanlagen an Gebäuden erzeugt 
werden. Die Bedeutung von 
Freiflächenanlagen nimmt jedoch im 
Zeitablauf stetig zu. Das EEG sieht als 
Standorte für Solarparks im Wesentlichen 
Konversionsflächen und Seitenrandstreifen 
entlang von Autobahnen und 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
Zur Kenntnis genommen. 
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Nr.  Behörde Datum Anregung Abwägung des gemeinsamen 
Ausschusses der 
vereinbarten 
Verwaltungsgemeinschaft 

Beschlussvorschlag 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

Schienenwegen vor. Mit der 
Freiflächenöffnungsverordnung (FFÖ-VO) 
hat Baden-Württemberg von der 
Länderöffnungsklausel auf Grundlage des 
EEG Gebrauch gemacht und Flächen für 
jährlich maximal 500 MW PV-
Freiflächenanlagen auf Acker- und 
Grünland in benachteiligten Gebieten 
geöffnet. In § 21 KlimaG BW wurde zudem 
ein Landesflächenziel für Freiflächen-
Photovoltaik von mindestens 0,2 Prozent 
festgelegt. Somit sollen unter Ausnutzung 
der sehr guten solaren Einstrahlungswerte 
in Baden-Württemberg große 
Freiflächenanlagen im innerdeutschen 
Wettbewerb wettbewerbsfähig gemacht 
werden und damit zum Erreichen der 
Klimaschutzziele beitragen. Gleichzeitig soll 
eine übermäßige Beanspruchung von 
landwirtschaftlich oder natur-schutzfachlich 
wertvollen Flächen verhindert werden. 
 
Die photovoltaische Stromerzeugung erfolgt 
sehr emissionsarm. Unter Berücksichtigung 
des gesamten Lebenszyklus (Errichtung, 
Betrieb, Abbau) führt die 
Photovoltaiknutzung zu einer 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Zur Kenntnis genommen 
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Nr.  Behörde Datum Anregung Abwägung des gemeinsamen 
Ausschusses der 
vereinbarten 
Verwaltungsgemeinschaft 

Beschlussvorschlag 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

Treibhausgasminderung in einer 
Größenordnung von rund 682 g CO2-
Äquivalent je erzeugter Kilowattstunde 
Strom. Die Lücke zwischen der 
voraussichtlich in Zukunft benötigten 
Strommenge und der mit der heute 
installierten Leistung von Anlagen zur 
Stromerzeugung aus erneuerbaren 
Energien erzielbaren Strommenge ist so 
groß, dass jede neue Anlage benötigt wird, 
um diese Lücke zu verkleinern. Dies gilt 
gerade auch mit Blick auf die 
Zubauentwicklung der vergangenen Jahre. 
Zusätzlich kommt es zum Erreichen der 
Klimaschutzziele auf internationaler und 
nationaler Ebene sowie auf Landesebene 
außerdem auch darauf an, die 
Treibhausgasemissionen so früh wie 
möglich zu vermindern, da die kumulierte 
Menge der klimawirksamen Emissionen 
entscheidend für die Erderwärmung ist 
(siehe dazu Beschluss des BVerfG vom 24. 
März 2021, Az. 1 BvR 2656/18 u.a.). 
 

6.) Mit der Planung eines Sondergebiets 
Photovoltaik soll die planungsrechtliche 
Grundlage für die spätere Errichtung einer 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Zur Kenntnis genommen. 
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Nr.  Behörde Datum Anregung Abwägung des gemeinsamen 
Ausschusses der 
vereinbarten 
Verwaltungsgemeinschaft 

Beschlussvorschlag 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

Freiflächenphotovoltaik-Anlage geschaffen 
werden. Hierdurch wird ein wirksamer 
Beitrag zum Klimaschutz geleistet, sodass 
das Vorhaben aus Sicht der StEWK zu 
begrüßen ist. 

 
Abteilung 2 – Wirtschaft und Infrastruktur 
 
Alle Bauleitpläne sind den Zielen der Raumordnung 
gem. § 1 Abs. 4 BauGB anzupassen. Ziele der 
Raumordnung sind als verbindliche Vorgaben, die 
nicht der Abwägung unterliegen, zu beachten, §§ 3 
Abs.1 Nr. 2 ROG, 4 Abs. 1 S. 1 ROG. Grundsätze 
und sonstige Erfordernisse der Raumordnung sind 
im Rahmen von Abwägungs- und 
Ermessensentscheidungen bei raumbedeutsamen 
Planungen zu berücksichtigen, §§ 3 Abs. 1 Nr. 3 
und 4, 4 Abs. 1 S. 1 ROG. Ein Verstoß gegen die 
Anpassungspflicht nach § 1 Abs. 4 BauGB führt zur 
Unwirksamkeit von Bauleitplänen (vgl. VGH 
München, Urt. v. 14.12.2016, Az. 15 N 15.1201). 
Neben der zukünftigen Lage in einem 
Vorbehaltsgebiet für regionalbedeutsame 
Photovoltaikanlagen liegt das Plangebiet in einem 
Vorbehaltsgebiet für Erholung nach PS 3.2.6.1 Abs. 
4 (G) Regionalplan Heilbronn-Franken 2020. 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
Zur Kenntnis genommen. 
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PS 3.2.6.1 Abs. 4 (G): „In den Vorbehaltsgebieten 
für Erholung sollen die natürlichen und kulturellen 
Erholungsvoraussetzungen in ihrem räumlichen 
Zusammenhang erhalten werden. Den Belangen 
der landschaftlichen Erholungseignung ist bei der 
Abwägung mit konkurrierenden, raumbedeutsamen 
Maßnahmen ein besonderes Gewicht 
beizumessen. Vielfalt, Eigenart und Schönheit von 
Natur und Landschaft und der räumliche 
Zusammenhang der Erholungsräume sollen 
erhalten und regional bedeutsamen 
Kulturdenkmalen ein entsprechendes Umfeld 
bewahrt werden. Sport- und Freizeiteinrichtungen 
sind möglich, soweit die Funktionen der 
landschaftsbezogenen Erholung dadurch nicht 
beeinträchtigt werden.“ Vorbehaltsgebiete sind als 
Grundsätze, nicht als Ziele der Raumordnung zu 
werten (BVerwG, Beschl. v.15.06.2009, 4 BN 10 
09), sodass Vorbehaltsgebiete der Planung 
grundsätzlich nicht entgegenstehen, jedoch in der 
Abwägung besonders zu berücksichtigen sind, §§ 4 
Abs. 1 S. 1, 7 Abs. 3 S. 2 Nr. 2 ROG. Im Hinblick 
auf punktuelle Überflutungstiefen bis zu 50 cm bei 
Starkregenereignissen weisen wir die Verordnung 
über die Raumordnung im Bund für einen 
länderübergreifenden Hochwasserschutz (BRPHV) 
vom 19. August 2021 hin. Sie setzt für den 

Zur Kenntnis genommen. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Zur Kenntnis genommen. 
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Hochwasserschutz Ziele und Grundsätze der 
Raumordnung fest. In deren Anlage, dem 
länderübergreifenden Raumordnungsplan für den 
Hochwasserschutz, finden sich u.a. die zu 
berücksichtigenden Festlegungen: 
Ziff.1.1 (Z) BRPHVAnl: „Bei raumbedeutsamen 
Planungen und Maßnahmen einschließlich der 
Siedlungsentwicklung sind die Risiken von 
Hochwassern nach Maßgabe der bei öffentlichen 
Stellen verfügbaren Daten zu prüfen; dies betrifft 
neben der Wahrscheinlichkeit des Eintritts eines 
Hochwasserereignisses und seines räumlichen und 
zeitlichen Ausmaßes auch die Wassertiefe und die 
Fließgeschwindigkeit. Ferner sind die 
unterschiedlichen Empfindlichkeiten und 
Schutzwürdigkeiten der einzelnen Raumnutzungen 
und Raumfunktionen in die Prüfung von 
Hochwasserrisiken einzubeziehen.“ Ziff. I.2.1 (Z) 
BRPHVAnl: „Die Auswirkungen des Klimawandels 
im Hinblick auf Hochwasserereignisse durch 
oberirdische Gewässer, durch Starkregen oder 
durch in Küstengebiete eindringendes Meerwasser 
sind bei raumbedeutsamen Planungen und 
Maßnahmen einschließlich der 
Siedlungsentwicklung nach Maßgabe der bei 
öffentlichen Stellen verfügbaren Daten 
vorausschauend zu prüfen.“ Ziff. II.1.1 (G) 
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BRPHVAnl: „Bei raumbedeutsamen Planungen und 
Maßnahmen in Einzugsgebieten nach § 3 Nummer 
13 WHG sollen hochwasserminimierende Aspekte 
berücksichtigt werden. Auf eine weitere 
Verringerung der Schadenspotentiale soll auch 
dort, wo technische Hochwasserschutzanlagen 
schon vorhanden sind, hingewirkt werden.“ Ziff. 
II.2.2 (G) BRPHVAnl: „In 
Überschwemmungsgebieten nach § 76 Absatz 1 
WHG sollen Siedlungen und raumbedeutsame 
bauliche Anlagen entsprechend den Regelungen 
der §§ 78, 78a WHG nicht erweitert oder neu 
geplant, ausgewiesen oder errichtet werden. Die 
Minimierung von Hochwasserrisiken soll auch 
insoweit berücksichtigt werden, als Folgendes 
geprüft wird: 1. Rücknahme von in 
Flächennutzungsplänen für die Bebauung 
dargestellten Flächen sowie von in landesweiten 
und regionalen Raumordnungsplänen für die 
Bebauung festgelegten Gebieten, wenn für sie 
noch kein Bebauungsplan oder keine Satzung nach 
§ 34 Absatz 4 oder § 35 Absatz 6 BauGB 
aufgestellt wurde. Dies gilt nicht, wenn in der 
jeweiligen Gemeinde keine ernsthaft in Betracht 
kommenden Standortalternativen bestehen oder 
die Rücknahme eine wirtschaftlich unzumutbare 
Belastung für die Gemeinde darstellen würde. In 
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diesem Fall soll bei baulichen Anlagen eine 
Bauweise gewählt werden, die der für den 
jeweiligen Standort im Überflutungsfall 
prognostizierten Wassertiefe und 
Fließgeschwindigkeit angepasst ist. 2. Umplanung 
und Umbau vorhandener Siedlungen bzw. 
Siedlungsstrukturen in einem mittelfristigen 
Zeitraum, soweit es die räumliche Situation in den 
betroffenen Gemeinden und das 
Denkmalschutzrecht zulassen und soweit dies 
langfristig unter volkswirtschaftlichen 
Gesichtspunkten kosteneffizienter als ein Flächen- 
oder Objektschutz ist.“ 
 
Wir empfehlen eine Auseinandersetzung der 
Planung mit diesen Zielen und Grundsätzen der 
Raumordnung, insbesondere in welchem Umfang 
und Häufigkeit das Plangebiet von 
Starkregenereignissen betroffen ist. Unter den 
Begriff des Hochwassers iSd. BRPHV fallen neben 
den Überschwemmungen durch oberirdische 
Gewässer und durch Meerwasser auch 
Überschwemmungen durch Starkregenereignisse. 
 
Abteilung 8 – Landesamt für Denkmalpflege 
 
Bau- und Kunstdenkmalpflege 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Zur Kenntnis genommen. 
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Südöstlich angrenzend an den Geltungsbereich 
des Bebauungsplans befindet sich das 
Kulturdenkmal Bildstock am Külsheimer Weg 
(Kulturdenkmal nach §2DSchG).  
Da der Bildstock einem 1629 datierten ähnlichen 
Beispiel an der Straße von Dienstadt nach 
Tauberbischofsheim in Typus und Wappen 
vergleichbar ist, dürfte er ebenfalls aus dieser Zeit 
stammen. Diese Bildstöcke sind typologisch 
wichtige Belegstück für das Weiterleben gotischer 
Gestaltungsweise an Bildstöcken des 17. 
Jahrhunderts und gehören zu einer Gruppe 
religiöser Kleindenkmale, die die Kulturlandschaft 
in Franken in besonderer Weise prägen. 

 
 
Wir bitten um nachrichtliche Übernahme und 
planungsrechtliche Sicherung des Kleindenkmals in 
den Planunterlagen. Darüber hinaus ist bei der 

Zur Kenntnis genommen 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Als Hinweis in die Begründung 
zum FNP und in den FNP 
übernommen. 
Die planungsrechtliche 
Sicherung des Kleindenkmal 
wird auf der Ebene des 
Bebauungsplanes behandelt. 
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Errichtung der FFPV, dafür Sorge zu tragen, dass 
durch die Bauarbeiten keine Schäden an dem 
Bildstock entstehen. 
 
Archäologische Denkmalpflege 
 
Aus Sicht der Archäologischen Denkmalpflege 
bestehen zu der Planung in ihrer vorliegenden 
Form keine Bedenken. Archäologische 
Kulturdenkmale sind nicht betroffen. Wir bitten 
jedoch um Berücksichtigung der Regelungen der 
§§ 20 und 27 DSchG: Sollten bei der Durchführung 
vorgesehener Erdarbeiten archäologische Funde 
oder Befunde entdeckt werden, ist dies gemäß § 
20 DSchG umgehend einer 
Denkmalschutzbehörde oder der Gemeinde 
anzuzeigen. Archäologische Funde 
(Steinwerkzeuge, Metallteile, Keramikreste, 
Knochen, etc.) oder Befunde (Gräber, Mauerreste, 
Brandschichten, auffällige Erdverfärbungen, etc.) 
sind bis zum Ablauf des vierten Werktages nach 
der Anzeige in unverändertem Zustand zu erhalten, 
sofern nicht die Denkmalschutzbehörde mit einer 
Verkürzung der Frist einverstanden ist. 
Zuwiderhandlungen werden gem. §27 DSchG als 
Ordnungswidrigkeiten geahndet. Bei der Sicherung 
und Dokumentation archäologischer Substanz ist 

 
 
 
 
 
 
Als Hinweis übernommen. 
Berücksichtigung der 
Regelungen §§ 20 DSchG. 
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10.09.25 

zumindest mit kurzfristigen Leerzeiten im 
Bauablauf zu rechnen. Ausführende Baufirmen 
sollten hierüber schriftlich in Kenntnis gesetzt 
werden. Wir bitten diesen Hinweis in die 
Planunterlagen (Begründung vom 25.11.2024, 
Seite 21 [Kultur- und Sachgüter]) zu übernehmen 
 
Abteilung 3 – Landwirtschaft – meldet Fehlanzeige. 
 
 
 
Stabsstelle Energiewende, Windenergie und 
Klimaschutz 
 
Unter Verweis auf unsere Stellungnahme vom 06. 
März 2025 begrüßt die StEWK die Planungen im 
Parallelverfahren des Sondergebiets Photovoltaik 
Dienstadt weiter hin. 
 
Abteilung 2 – Wirtschaft und Infrastruktur 
 
Raumordnung 
 
Wir verweisen auf unsere Stellungnahme zur 
frühzeitigen Beteiligung nach § 4 Abs. 1 BauGB 
vom 06.03.2025 und kommen indessen zu 
folgender Einschätzung: 

 
 
 
 
 
 
 
Zur Kenntnis genommen. 
 
 
 
 
 
 
Zur Kenntnis genommen 
 
 
 
 
 
 
 
 
Zur Kenntnis genommen 
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Die Teilfortschreibung „Solarenenergie“ des 
Regionalplans Heilbronn Franken 2020 (RegP HnF 
2020) ist seit dem 15.08.2025 rechtskräftig und 
weist das Plangebiet als Vorbehaltsgebiet für 
regionalbedeutsame Photovoltaikanlagen aus. 
Gemäß Plansatz 4.2.3.4 Abs. 1 (G) RegP HnF 
2020 werden „[f]ür die Ansiedlung 
regionalbedeutsamer Photovoltaikanlagen […] 
Vorbehaltsgebiete festgelegt und in der 
Raumnutzungskarte gebietsscharf dargestellt […]“. 
 
Das Vorhaben entspricht somit den 
regionalplanerischen Zielen. Es bestehen keine 
Bedenken aus raumordnerischer Sicht. 
 
Anmerkungen 
 
Abteilung 3 – Landwirtschaft – sowie Abteilung 8 – 
Landesamt für Denkmalpflege - melden 
Fehlanzeige. 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Zur Kenntnis genommen 
 
 
 
 
 
Zur Kenntnis genommen 
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3 Regierungs-
präsidium Freiburg 
Landesamt für 
Geologie, Rohstoffe 
und Bergbau 

05.03.25 Unter Verweis auf die Stellungnahme zum 
zugehörigen Bebauungsplanverfahren mit 
dem Aktenzeichen RPF9-4700-157/3/2 vom 
05.03.2025 sind von unserer Seite zur o.g. 
Planung keine weiteren Hinweise oder 
Anregungen vorzubringen. 
 

Zur Kenntnis genommen. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

Die Stellungnahme 
vom 
Regierungspräsidium 
Freiburg vom 
15.08.2025 wurde zur 
Kenntnis genommen  
 
 

 Regierungspräsidium 
Freiburg  
Landesamt für 
Geologie, Rohstoffe 
und Bergbau 
 
 

05.03.25 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

Geologische und bodenkundliche 
Grundlagen 
 
Geologie: 
Im Plangebiet finden Sie eine Überdeckung 
aus der quartären Lockergesteinseinheit 
"Holozäne Abschwemmmassen". Darüber 
hinaus sind die Festgesteinseinheiten 
"Mittlerer Muschelkalk" und "Karlstadt-
Formation" im Untergrund zu erwarten. Die 
lokalen geologischen Verhältnisse können 
der digitalen Geologischen Karte von Baden-
Württemberg 1: 50 000 (GeoLa) im LGRB-
Kartenviewer entnommen werden. Nähere 
Informationen zu den lithostratigraphischen 
Einheiten bieten die geowissenschaftlichen 

 
 
 
 
Zur Kenntnis genommen. 
Die Stellungnahme zum 
Bebauungsplan wird zu 
gegebener Zeit im 
Gemeinderat behandelt 
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Informationsportale LGRBwissen und 
LithoLex. 
 
Geochemie: 
Die geogenen Grundgehalte in den 
petrogeochemischen Einheiten von Baden-
Württemberg sind im LGRB-Kartenviewer 
abrufbar. Nähere Informationen zu den 
geogenen Grundgehalten sind im 
geowissenschaftlichen Informationsportal 
LGRBwissen beschrieben. 
 
Bodenkunde 
Die bodenkundlichen Verhältnisse sowie 
Bewertungen der natürlichen 
Bodenfunktionen nach § 2 Abs. 2 Bundes-
Bodenschutzgesetz (BBodSchG) können in 
Form der Bodenkundlichen Karte 1: 50 000 
(GeoLa BK50) eingesehen werden. Des 
Weiteren sollte die Bodenfunktionsbewertung 
vorzugsweise auf Grundlage der 
Bodenschätzungsdaten auf ALK und ALB 
Basis (2010, vom LGRB vertrieben) 
herangezogen werden, da diese 
Informationen zu den örtlichen 
Bodeneigenschaften auf Flurstückebene 

 
 
 
 
Zur Kenntnis genommen. 
 
 
 
 
 
 
 
 
Zur Kenntnis genommen. 
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enthalten und somit detaillierter sind als die 
BK50. 
 
Generell ist bei Planungsvorhaben 
entsprechend § 2 Abs. 1 Landes 
Bodenschutz- und Altlastengesetz 
(LBodSchAG) auf den sparsamen und 
schonenden Umgang mit Boden zu achten. 
 
Zusätzlich der Hinweis, dass nach § 2 Abs. 3 
Landes-Bodenschutz- und Altlastengesetz 
(LBodSchAG) bei geplanten Vorhaben, die 
auf nicht versiegelte, nicht baulich veränderte 
oder unbebaute Flächen von mehr als 0,5 
Hektar einwirken werden, ein 
Bodenschutzkonzept zur Gewährleistung des 
sparsamen, schonenden und 
haushälterischen Umgangs mit dem Boden 
im Rahmen der weiteren Vorhabensplanung 
bzw. -durchführung zu erstellen ist. Eine 
Erstellung des Bodenschutzkonzepts nach 
DIN 19639 wird dringend empfohlen. Wir 
empfehlen insbesondere das Kapitel 5 und 6 
der Arbeitshilfe der Bund/Länder 
Arbeitsgemeinschaft Bodenschutz (LABO) zu 
Freiflächenphotovoltaikanlagen (FFA) beim 
Erstellen des Bodenschutzkonzeptes zu 

 
 
 
Zur Kenntnis genommen. 
 
 
 
 
 
Zur Kenntnis genommen. 
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berücksichtigen. Neben der Beschreibung 
der Bodenschutzmaßnahmen für die 
Planfläche raten wir die notwendigen 
Kabelverlegungen, die öfters auch außerhalb 
der Betriebsfläche stattfinden, bereits im 
Bodenschutzkonzept mit zu berücksichtigen. 
Sollten bei dem vorliegenden Bauvorhaben 
mehr als 500 m³ Bodenüberschussmassen 
entstehen, so ist bei dem nach § 3 Abs. 4 
Landes Kreislaufwirtschaftsgesetz 
(LKreiWiG) geforderten 
Abfallverwertungskonzept auf eine 
höchstmögliche Verwertung nach § 3 Abs. 2 
LKreiWiG zu achten, um so die 
Bodenfunktionen im größtmöglichen Umfang 
zu erhalten. Mit der zuständigen Unteren 
Bodenschutzbehörde sollte abgestimmt 
werden, welche konkreten 
bodenschutzfachlichen Vorgaben 
umzusetzen sind. 
 
Angewandte Geologie 
Das LGRB weist darauf hin, dass im 
Anhörungsverfahren als Träger öffentlicher 
Belange keine fachtechnische Prüfung 
vorgelegter Gutachten oder von Auszügen 
daraus erfolgt. Sofern für das Plangebiet ein 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Zur Kenntnis genommen. 
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hydrogeologisches bzw. geotechnisches 
Übersichtsgutachten, Detailgutachten oder 
ein hydrogeo logischer bzw. geotechnischer 
Bericht vorliegt, liegen die darin getroffenen 
Aussagen im Verantwortungsbereich des 
gutachtenden Ingenieurbüros. 
 
Ingenieurgeologie 
Eine Zulässigkeit der geplanten Nutzung 
vorausgesetzt, wird die Übernahme der 
folgenden geotechnischen Hinweise in den 
Bebauungsplan empfohlen:  
 
Mit einem oberflächennahen saisonalen 
Schwinden (bei Austrocknung) und Quellen 
(bei Wiederbefeuchtung) des tonigen/tonig-
schluffigen Verwitterungsbodens ist zu 
rechnen.  
 
Verkarstungserscheinungen (offene oder 
lehmerfüllte Spalten, Hohlräume, Dolinen) 
sind nicht auszuschließen. 
 
Bei etwaigen geotechnischen Fragen im 
Zuge der weiteren Planungen oder von 
Bauarbeiten (z. B. zum genauen 
Baugrundaufbau, zu Bodenkennwerten, zur 

 
 
 
 
 
 
 
 
Zur Kenntnis genommen. 
 
 
 
 
Zur Kenntnis genommen. 
 
 
 
 
 
Zur Kenntnis genommen. 
 
 
 
Zur Kenntnis genommen. 
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Beschlussvorschlag 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

Wahl und Tragfähigkeit des 
Gründungshorizonts, zum Grundwasser, zur 
Baugrubensicherung, bei Antreffen 
verkarstungsbedingter Fehlstellen wie z. B. 
offenen bzw. lehmerfüllten Spalten) werden 
objektbezogene, dem Bauvorhaben 
angemessene Baugrunduntersuchungen 
gemäß DIN EN 1997-2 bzw. DIN 4020 durch 
ein privates Ingenieurbüro empfohlen. 
 
Hydrogeologie 
Im Bereich des Plangebietes ist 
zementangreifendes Grundwasser aufgrund 
sulfathaltiger Gesteine nicht auszuschließen.  
 
Die hydrogeologischen 
Untergrundverhältnisse können u. a. dem 
Hydrogeologischen Kartenwerk des LGRB 
(1: 50 000) (LGRB-Kartenviewer) und 
LGRBwissen entnommen werden. 
 
Aktuell findet im Plangebiet keine 
Bearbeitung hydrogeologischer Themen 
durch das LGRB statt. 
 
Geothermie 
Informationen zu den oberflächennahen  

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Zur Kenntnis genommen. 
 
 
 
Zur Kenntnis genommen. 
 
 
 
 
 
Zur Kenntnis genommen. 
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Verwaltungsgemeinschaft 

Beschlussvorschlag 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

geothermischen Untergrundverhältnissen 
sind im Informationssystem 
„Oberflächennahe Geothermie für Baden-
Württemberg“ (ISONG) hinterlegt. ISONG 
liefert erste Informationen (Möglichkeiten und 
Einschränkungen) zur geothermischen 
Nutzung des Untergrundes mit 
Erdwärmesonden und Erdwärmekollektoren. 
Bitte nehmen Sie vor Verwendung des 
Informationssystems die Erläuterungen zur 
Kenntnis. 
 
Rohstoffgeologie (Mineralische Rohstoffe) 
Von rohstoffgeologischer Seite sind zur 
Planung keine Bedenken, Hinweise oder 
Anregungen vorzutragen. 
 
Landesbergdirektion 
Bergbau 
Die Planung liegt nicht in einem aktuellen 
Bergbaugebiet. Nach den beim LGRB 
vorliegenden Unterlagen ist das Plangebiet 
nicht von Altbergbau oder künstlich 
geschaffenen Althohlräumen (bspw. Stollen, 
Bunker, unterirdische Keller) betroffen. 
 
Allgemeine Hinweise  

Zur Kenntnis genommen. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Zur Kenntnis genommen. 
 
 
 
 
 
Zur Kenntnis genommen. 
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Verwaltungsgemeinschaft 

Beschlussvorschlag 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
15.08.25 

 
Anzeige, Übermittlung und Bereitstellung von 
Geologie-Daten nach Geologiedatengesetz 
(GeolDG) Für geologische Untersuchungen 
und die daraus gewonnenen Daten besteht 
nach den Bestimmungen des 
Geologiedatengesetzes (GeolDG) eine 
Übermittlungspflicht gegenüber dem LGRB. 
Weitere Informationen hierzu stehen Ihnen 
im LGRBanzeigeportal zur Verfügung. 
 
Unter Verweis auf unsere weiterhin gültige 
Stellungnahme vom 24.01.2025 (Az. RPF9-
4700 157/4/2, im Rahmen der frühzeitigen 
Beteiligung zur Flächennutzungsplanung) 
sowie den Hinweis hierauf in unserem 
Schreiben vom 05.03.2025 (Az. RPF9-4700-
157/3/2, im Rahmen der Anhörung zum 
Bebauungsplanentwurf) sind von unserer 
Seite zum modifizierten Planvorhaben keine 
weiteren Hinweise oder Anregungen 
vorzubringen. 
 
Es wird darauf hingewiesen, dass im 
Anhörungsverfahren des LGRB als Träger 
öffentlicher Belange keine fachtechnische 

 
Zur Kenntnis genommen. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Zur Kenntnis genommen 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Zur Kenntnis genommen 
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Beschlussvorschlag 

Prüfung vorgelegter Gutachten oder von 
Auszügen daraus erfolgt. 
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Nr.  Behörde Datum Anregung Abwägung des gemeinsamen 
Ausschusses der 
vereinbarten 
Verwaltungsgemeinschaft 

Beschlussvorschlag 

4 Regierungs- 
präsidium  
Freiburg,  
Forst-
direktion 

12.09.25 Nach Durchsicht der vorgelegten Unterlagen im 
Zuge der formellen Beteiligung, sind aus 
forstrechtlicher und forstfachlicher Sicht keine 
Änderungen zu den Planungen der frühzeitigen 
Beteiligung festzustellen. Waldflächen gem. § 2 
LWaldG sind weder vom Plangebiet noch durch 
externe Ausgleichsmaßnahmen betroffen. Darüber 
hinaus wird die Waldabstandsvorschrift 
entsprechend den Vorgaben des § 4 Abs. 3 LBO 
erfüllt. 
Daher bedarf es in diesem Planungsstadium von 
Seiten der höheren Forstbehörde am 
Regierungspräsidium Freiburg keiner weiteren 
Anmerkungen und Hinweise und verweisen auf 
unsere Stellungnahme vom 27.01.2025. Diese 
behält somit weiterhin Gültigkeit! 
 
Im weiteren Verfahren ist eine Beteiligung der 
Forstverwaltung nur dann erforderlich, wenn 
mögliche Planänderungen in ihren Auswirkungen 
Waldflächen betreffen können (z. B. externe 
Ausgleichsmaßnahmen im Wald). 
 
Die zuständige untere Forstbehörde am 
Landratsamt Main-Tauber-Kreis erhält Kenntnis 
hiervon. 
Für Rückfragen stehe ich gerne zur Verfügung. 

Zur Kenntnis genommen. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Zur Kenntnis genommen 
 
 
 
 
 
Zur Kenntnis genommen 
 
 
 

Die Stellung des 
Regierungspräsidium 
Freiburg, 
Forstdirektion vom 
12.09.2025 wird zur 
Kenntnis genommen. 
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Ausschusses der 
vereinbarten 
Verwaltungsgemeinschaft 

Beschlussvorschlag 

5 
 

Bundesamt 
für 
Infrastruktur, 
Umweltschu
tz und 
Dienstleistu
ngen der 
Bundeswehr 

06.03.25 
 
 
 
 
 
 
 
 
30.07.25 

vorbehaltlich einer gleichbleibenden Sach- und 
Rechtslage werden Verteidigungsbelange nicht 
beeinträchtigt. Es bestehen daher zum 
angegebenen Vorhaben seitens der Bundeswehr 
als Träger öffentlicher Belange keine Einwände. 
 
 
 
 
hiermit erhalte ich die bereits abgegebene 
Stellungnahme vom 06.03.2025 zu o.g. Beteiligung 
aufrecht. 
 

Zur Kenntnis genommen. Die Stellungnahme des 
Bundesamts für 
Infrastruktur, 
Umweltschutz und 
Dienstleistungen der 
Bundeswehr vom 
30.07.2025 wird zur 
Kenntnis genommen. 

. 
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Nr.  Behörde Datum Anregung Abwägung des gemeinsamen 
Ausschusses der 
vereinbarten 
Verwaltungsgemeinschaft 

Beschlussvorschlag 

6 Polizei-
präsidium 
Heilbronn 

04.08.25 Gegen die 33. Änderung des 
Flächennutzungsplanes bestehen keine Bedenken. 
 

Zur Kenntnis genommen. Die Stellungnahme des 
Polizeipräsidiums 
Heilbronn vom 
04.08.2025 wird zur 
Kenntnis genommen. 
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Ausschusses der 
vereinbarten 
Verwaltungsgemeinschaft 

Beschlussvorschlag 

7 Netze BW 
GmbH 

27.01.25 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

die uns zugegangenen Unterlagen haben wir auf 
unsere Belange hin geprüft und nehmen wie folgt 
Stellung: 
 
Im Geltungsbereich des Flächennutzungsplans 
bestehen Versorgungsanlagen der 
Netze BW GmbH. 
 

 Stellungnahme des Portfolio- und 
Stakeholdermanagements - Leitungsbau 
Hochspannung- Externe Planungsverfahren 
(NETZ TILM) 

 
Seitens des Portfolio- und 
Stakeholdermanagements bestehen keine 
Bedenken gegen die Änderung des 
Flächennutzungsplans. 
Für die überörtliche Stromversorgung bestehen im 
Geltungsbereich der FNP-Änderung keine Trassen 
für eine 110-kV-Leitungen der Netze BW. 
 

 Stellungnahme der Netzregion Nord 
Infrastruktur Sparten Strom (Mittel- und 
Niederspannung) und Gas (Gasmittel- und 
Niederdruck) (NETZ T NIx)  

 

Zur Kenntnis genommen. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Zur Kenntnis genommen. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

Die Stellungnahme der 
Netze BW GmbH vom 
11.08.2025 wird zur 
Kenntnis genommen. 
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Beschlussvorschlag 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

Zum o.g. FNP haben wir grundsätzlich keine 
Bedenken vorzubringen.  
Sollten Sie zu Planungszwecken und 
Aktualisierung Ihrer Planunterlagen eine Übersicht 
unserer Netze benötigen, so erhalten Sie diese bei 
unserer Leitungsauskunft online über 
http://www.netze-bw.de/leitungsauskunft oder über 
das E-Mailpostfach Leitungsauskunft-Nord@netze-
bw.de in verschiedenen Dateiformaten. 
  
Der weitere Ausbau der Leitungsnetze richtet sich 
nach den zukünftigen energietechnischen 
Anforderungen. Bei der Bauflächenentwicklung 
wird je nach Bedarf das vorhandene Netz erweitert. 
Bitte beteiligen Sie uns dazu auf Ebene der 
Bebauungsplanung erneut.        
  
Wir bitten darum, unsere Stellungnahme im 
weiteren Verfahren zu berücksichtigen und uns 
über das Abwägungsergebnis zu informieren, nach 
Abschluss des Verfahrens das Inkrafttreten des 
Flächennutzungsplans mitzuteilen und uns eine 
endgültige Fassung des Flächennutzungsplans in 
digitaler Form an unsere E-Mail-
Sammelpostfachadresse bauleitplanung@netze-
bw.de zuzusenden. Hierzu geben Sie bitte jeweils 
die o.g. Vorgangs-Nr. an. 

Zur Kenntnis genommen. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Zur Kenntnis genommen. 
 
 
 
 
 
 
Zur Kenntnis genommen. 
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Nr.  Behörde Datum Anregung Abwägung des gemeinsamen 
Ausschusses der 
vereinbarten 
Verwaltungsgemeinschaft 

Beschlussvorschlag 

 
 
 
 
 
11.08.25 
 

  
Abschließend bitten wir, uns am weiteren Verfahren 
und an nachgelagerten Bebauungsplanverfahren 
zu beteiligen. 
 
für unsere Stellungnahme (Sparte 110-kV-Netz und 
Sparten Strom (Mittel- und Niederspannung)) vom 
27.01.2025 mit der Vorgangs-Nr.: 2025.0146 
besteht weiterhin Gültigkeit und ist daher auch für 
das o.g. Bauleitplanungsverfahren heranzuziehen. 
 
Daher haben wir zum o.g. Verfahren keine weiteren 
Anregungen oder Bedenken vorzubringen. 
 
Abschließend bitten wir, uns weiter am Verfahren 
zu beteiligen. 
 
 

 
Zur Kenntnis genommen. 
 
 
 
Zur Kenntnis genommen 
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Nr.  Behörde Datum Anregung Abwägung des gemeinsamen 
Ausschusses der 
vereinbarten 
Verwaltungsgemeinschaft 

Beschlussvorschlag 

8 Regional-
verband 
Heilbronn- 
Franken  

06.03.25 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

vielen Dank für die Beteiligung an dem o. g. 
Verfahren. Wir kommen mit Blick auf den geltenden 
Regionalplan Heilbronn-Franken 2020 und seine 
rechtskräftige 20. Änderung sowie die in 
Aufstellung befindliche Teilfortschreibung 
Solarenergie sowie mit Verweis auf unsere 
Stellungnahme zum B-Plan „Solarpark Dienstadt“ 
vom 03.03.2025 zu folgender Einschätzung: Da 
durch die Planung keine regionalplanerischen 
Zielfestlegungen betroffen sind, ist sie mit diesen 
vereinbar. Wir begrüßen die Planung als einen 
Beitrag zum Gelingen der Energiewende und 
tragen keine Bedenken vor. Weiterhin liegt die 
Planung in einem in der Teilfortschreibung 
Solarenergie geplanten Vorbehaltsgebiet für 
regionalbedeutsame Photovoltaikanlagen. Das 
Vorhaben kann allerdings bereits vor Abschluss der 
Teilfortschreibung umgesetzt werden. Darüber 
hinaus liegt das Plangebiet in einem als Grundsatz 
der Raumordnung festgelegten Vorbehaltsgebiet 
für Erholung nach Plansatz 3.2.6.1. Den dort 
festgelegten Belangen ist in der Abwägung ein 
besonderes Gewicht beizumessen. Wir bitten um 
Beteiligung im weiteren Verlauf dieses Verfahrens 
sowie nach Abschluss des Verfahrens um 

Zur Kenntnis genommen. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Die Erzeugung von Strom durch 
erneuerbare Energien liegt im 
überragenden öffentlichen 
Interesse und dient der 
öffentlichen Sicherheit und ist 
bei der Abwägung Vorrang zu 
gewähren. Das 

Die Stellungnahme 
vom Regionalverband 
Heilbronn-Franken 
vom 11.09.2025 wird 
zur Kenntnis 
genommen. 
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Nr.  Behörde Datum Anregung Abwägung des gemeinsamen 
Ausschusses der 
vereinbarten 
Verwaltungsgemeinschaft 

Beschlussvorschlag 

 
 
 
 
 
 
11.09.25 

Mitteilung der Rechtsverbindlichkeit der Planung 
unter Benennung der Planbezeichnung und des 
Datums. 
 
 
 
vielen Dank für die Beteiligung an dem o. g. 
Verfahren. Wir kommen mit Blick auf den geltenden 
Regionalplan Heilbronn-Franken 2020 und seine 
rechtskräftige Teilfortschreibung Solarenergie 
sowie mit Verweis auf unsere Stellungnahme sowie 
mit Verweis auf unsere Stellungnahme vom 
06.03.2025 zu folgender Einschätzung: 
 
Da durch die Planung keine regionalplanerischen 
Zielfestlegungen betroffen sind, ist sie mit diesen 
vereinbar. Zudem liegt sie in einem 
Vorbehaltsgebiet für regionalbedeutsame 
Photovoltaikanlagen. Wir begrüßen die Planung als 
einen Beitrag zum Gelingen der Energiewende und 
tragen weiterhin keine Bedenken vor 
 
Wir bitten um Beteiligung im weiteren Verlauf 
dieses Verfahrens sowie nach Abschluss des 
Verfahrens um Mitteilung der Rechtsverbindlichkeit 
der Planung unter Benennung der 
Planbezeichnung und des Datums. 

Vorbehaltsgebiet wirkt nur 
rahmensetzend und überlässt 
die konkrete Ausgestaltung der 
nachfolgenden Planung. 
 
 
Zur Kenntnis genommen 
 
 
 
 
 
 
 
Zur Kenntnis genommen 
 
 
 
 
 
 
 
Zur Kenntnis genommen 
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Nr. Behörde Datum Anregung Abwägung des gemeinsamen 
Ausschusses der 
vereinbarten 
Verwaltungsgemeinschaft 

Beschlussvorschlag 

9 Stadtwerk 
Tauberfranken 

04.08.25 
 

von Seiten des Stadtwerks Tauberfranken sind bei 
der 33. Änderung des Flächennutzungsplans der 
WGTBB-Großrinderfeld-Königheim-Werbach keine 
zu vertretenden Belange betroffen. Bei Fragen sind 
wir gerne persönlich für Sie da. 

Zur Kenntnis genommen. Die Stellungnahme 
der Stadtwerke 
Tauberfranken vom 
04.08.2025 wird zur 
Kenntnis genommen. 
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Nr.  Behörde Datum Anregung Abwägung des gemeinsamen 
Ausschusses der 
vereinbarten 
Verwaltungsgemeinschaft 

Beschlussvorschlag 

10 Transnet 
BW 

12.08.25 wir haben Ihre Unterlagen dankend erhalten und 
mit unserer Leitungsdokumentation abgeglichen. 
Im geplanten Geltungsbereich der 33. Änderung 
des Flächennutzungsplanes der VVG TBB-
Großrinderfeld-Königheim-Werbach betreibt und 
plant die TransnetBW GmbH keine 
Höchstspannungsfreileitung. 
Daher haben wir keine Bedenken und 
Anmerkungen vorzubringen. Eine weitere 
Beteiligung am Verfahren ist nicht erforderlich. 
  
Für Rückfragen stehen wir Ihnen trotzdem gerne 
zur Verfügung. 
 

Zur Kenntnis genommen  
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Zur Kenntnis genommen. 
 

Die Stellungnahme 
der Transnet BW vom 
12.08.2025 wird zur 
Kenntnis genommen. 
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Nr.  Behörde Datum Nr. Behörde / Träger öffentlicher Belange / 
Öffentlichkeit, Datum 

Abwägung des gemeinsamen 
Ausschusses der 
vereinbarten 
Verwaltungsgemeinschaft 

Beschlussvorschlag 

11 Stadt 
Külsheim 

06.08.25 von Seiten der Stadt Külsheim werden zur o.g. 
FNP-Änderung keine Anregungen und Bedenken 
vorgebracht. 
 

Zur Kenntnis genommen. Die Stellungnahme 
der Stadt Külsheim 
vom 06.08.2025 wird 
zur Kenntnis 
genommen. 
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Nr.  Behörde Datum Nr. Behörde / Träger öffentlicher Belange / 
Öffentlichkeit, Datum 

Abwägung des gemeinsamen 
Ausschusses der 
vereinbarten 
Verwaltungsgemeinschaft 

Beschlussvorschlag 

12 Gemeinde 
Königheim 

08.08.25 vielen Dank für die Übersendung der Unterlagen 
zur 33. Änderung des Flächennutzungsplanes der 
Vereinbarten Verwaltungsgemeinschaft 
Tauberbischofsheim-Großrinderfeld-Königheim-
Werbach. 
 
Seitens der Gemeinde Königheim bestehen zu 
dem vorgelegten Entwurf der 33. Änderung des 
Flächennutzungsplanes keine Einwände. 
Öffentliche Belange der Gemeinde Königheim 
werden durch die Planung nicht berührt. 
 
Für Rückfragen stehen wir Ihnen gerne zur 
Verfügung. Wir wünschen Ihnen viel Erfolg bei der 
weiteren Durchführung des Verfahrens. 
 

Zur Kenntnis genommen Die Stellungnahme 
der Gemeinde 
Königheim vom 
08.08.2025 wird zur 
Kenntnis genommen. 

 

 




